
Geschäftsordnung des Zweckverbands zur Wasserversorgung Bad Königshofen 

Gruppe Nord 

 

Der Zweckverband zur Wasserversorgung Bad Königshofen Gruppe Nord gibt sich aufgrund 

Art. 26 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 45 Abs. 1 GO durch Beschluss der Verbands-

versammlung vom 25.06.2014 die folgende Geschäftsordnung (GeschO): 

 

I. Die Verbandsversammlung und ihre Ausschüsse 

 

§ 1 Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung nimmt die Aufgaben des Zweckverbandes nach Art. 34 Abs. 

2 KommZG wahr. 

 

§ 2 Verbandsräte 

(1) Den Verbandsräten stehen in Verbandsangelegenheiten Befugnisse außer der Teil-

nahme an der Verbandsversammlung nur zu, wenn und soweit ihnen bestimmte Angelegen-

heiten ausdrücklich übertragen werden. 

(2) Über die Gewährung von Akteneinsicht an Verbandsräte und deren Stellvertreter ent-

scheidet der Verbandsvorsitzende nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(3) Ist ein Verbandsrat gemäß Art. 26 Abs. 1 KommZG/Art. 49 GO wegen Befangenheit von 

Beratungen und Abstimmungen ausgeschlossen, so muss er den Sitzungsraum verlassen, 

wenn Beratung und Abstimmung in nicht öffentlicher Sitzung erfolgen. Dies gilt auch für die 

Entscheidung über die Voraussetzungen des Ausschlusses. 

 

II. Der Verbandsvorsitzende und seine Befugnisse 

§ 3 Verbandsvorsitzender 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Sitzungsgegenstände der Verbandsversammlung 

vor und vollzieht deren Beschlüsse, soweit der Vollzug nicht anderen übertragen ist. Falls er 

ihre Beschlüsse als rechtswidrig beanstandet und den Vollzug aussetzt, hat er die Verbands-

versammlung in der nächsten Sitzung zu verständigen. 

(2) Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit die laufenden Angelegenhei-

ten, die für den Verband keine grundsätzliche Bedeutung haben und keine erheblichen Ver-

pflichtungen erwarten lassen. Laufende Angelegenheiten sind insbesondere:  

1. nach gesetzlichen Vorschriften, Satzungen, Tarifen, Ordnungen und dergleichen ab-

zuschließende Geschäfte des täglichen Verkehrs, 



2. im täglichen Verkehr sonst abzuschließende Kauf-, Miet-, Pacht-, Werk-, Dienst- und 

Gestattungsverträge, 

3. sonstige Geschäfte, die einen Geldwert von 10.000,00 € im Einzelfall nicht überstei-

gen, oder wiederkehrende Verpflichtungen, sofern die Gesamtverpflichtung 

10.000,00 € nicht übersteigt, 

4. Vergaben von Bauaufträgen, soweit sie den Betrag von 10.000,- € im Einzelfall nicht 

übersteigen, 

(3) Der Verbandsvorsitzende ist befugt, im Rahmen der verfügbaren Mittel Anschaffungen 

von Geschäfts- und Betriebsbedarf im Einzelfall bis zum Höchstbetrag von 10.000,00 € zu 

tätigen. 

(4) Der Verbandsvorsitzende ist befugt, Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten im Ein-

zelfall bis zum Betrag von 10.000,00 € in Auftrag zu geben.  

(5) Der Verbandsvorsitzende ist zum Erwerb von Rechten an Grundstücken Dritter zuguns-

ten des Verbandes befugt; hierzu gehören insbesondere Grunddienstbarkeiten, Gestattungs- 

und Nutzungsverträge. Er kann ferner unbebaute und für betriebliche Zwecke nicht benötigte 

Grundstücke oder Grundstücksteile des Zweckverbandes verpachten.  

(6) Der Verbandsvorsitzende ist befugt, dem Verbandszweck dienende bewegliche Sachen 

kurzfristig an Dritte zur Benutzung zu überlassen, soweit sie vorübergehend entbehrlich sind.  

(7) Der Verbandsvorsitzende überwacht den rechtzeitigen Eingang der Entgelte und der Ein-

nahmen für sonstige Leistungen des Verbandes.  

 

§ 4 Unaufschiebbare Angelegenheiten 

(1) Der Verbandsvorsitzende unterrichtet die Verbandsversammlung in ihrer nächsten Sit-

zung über die von ihm besorgten dringlichen Anordnungen und unaufschiebbaren Ge-

schäfte.  

(2) Bei Notständen im Betrieb oder dringlichen betriebstechnischen Maßnahmen, die erhebli-

che Verpflichtungen erwarten lassen, hat der Verbandsvorsitzende umgehend die Verbands-

versammlung zu einer Sitzung einzuberufen.  

 

§ 5 Personalangelegenheiten 

(1) In Personalangelegenheiten hat der Verbandsvorsitzende insbesondere folgende Aufga-

ben:  

1. Führung der Dienstaufsicht und Ausübung der übrigen Befugnisse eines / einer Vor-

gesetzten;  

2. die Entscheidung über die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuwei-

sung an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten des 

Zweckverbands bis zur Besoldungsgruppe A 8; 



3. die Entscheidung über die Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, 

Zuweisung an einen Dritten, Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlas-

sung von Arbeitnehmern des Zweckverbands bis zur Entgeltgruppe 8 des TVöD oder 

bis zu einem entsprechenden Entgelt; 

4. Regelung der Stellvertretung für den Betriebsleiter im Einvernehmen mit der Ver-

bandsversammlung;  

5. Regelung aller innerdienstlichen Angelegenheiten, wie den Erlass allgemeiner 

Dienstanweisungen oder von Geschäftsverteilungsplänen, sowie den Abschluss von 

Betriebsvereinbarungen mit dem Personalrat / Betriebsrat.  

(2) Der Verbandsvorsitzende ist berechtigt, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Stellen 

und Mittel Hilfskräfte vorübergehend zu beschäftigen.  

(3) Die Verbandsversammlung ist insbesondere zuständig für  

1. die Entscheidung über die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuwei-

sung an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten des 

Zweckverbands ab Besoldungsgruppe A 9, soweit diese Befugnisse nicht auf einen 

Ausschuss übertragen sind; 

2. die Entscheidung über die Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, 

Zuweisung an einen Dritten, Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlas-

sung von Arbeitnehmern des Zweckverbands ab Entgeltgruppe 9 des TVöD oder ab 

einem entsprechenden Entgelt, soweit diese Befugnisse nicht auf einen Ausschuss 

überragen sind; 

3. die Entscheidung über Altersteilzeit der Beamten und Arbeitnehmer. 

 

§ 6 Kassen und Rechnungswesen 

(1) Der Verbandsvorsitzende ist zur Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des haus-

haltsmäßig festgesetzten Höchstbetrages befugt. 

(2) Die Kassengeschäfte werden nach den Regelungen der abgeschlossenen Zweckverein-

barung von der Verwaltungsgemeinschaft Bad Königshofen wahrgenommen. 

(3) Der Verbandsvorsitzende hat sich laufend über den Zustand und die Führung der Ver-

bandskasse zu unterrichten. Die unvermuteten Kassenprüfungen sind vom Verbandsvorsit-

zenden vorzunehmen. 

 

§ 7 Übertragung von Befugnissen 

(1) Dem Verbandsvorsitzenden stehen für seine Geschäfte die Bediensteten des Zweckver-

bandes zur Seite.  

(2) Der Verbandsvorsitzende kann seine Befugnisse in Angelegenheiten der laufenden Ver-

waltung und der technischen Betriebsführung sowie beim Vollzug der Beschlüsse der Ver-

bandsversammlung allgemein für näher bezeichnete Aufgabenkreise oder von Fall zu Fall für 

einzelne Angelegenheiten anderen Verbandsbediensteten übertragen und insoweit Zeich-

nungsbefugnis erteilen. 



 

III. Geschäftsgang 

§ 8 Verantwortung für den Geschäftsgang 

Verbandsversammlung und Verbandsvorsitzender sorgen für den ordnungsgemäßen Gang 

der Geschäfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften und für die Durch-

führung der gesetzmäßigen Anordnungen und Weisungen der Staatsbehörden. Sie schaffen 

die dazu erforderlichen Einrichtungen. 

 

§ 9 Sitzungen, Beschlussfähigkeit 

(1) Die Verbandsversammlung beschließt in Sitzungen. Eine Beschlussfassung durch münd-

liche Befragung außerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausgeschlossen.  

(2) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 

geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. 

(3) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönli-

chen Beteiligung der Mehrheit der Mitglieder beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten 

Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist sie ohne Rück-

sicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese 

Bestimmung ausdrücklich hingewiesen werden (Art. 33 Abs. 1 Satz 3 KommZG). 

 

§ 10 Öffentliche Sitzungen 

(1) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das 

Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen. 

(2) Die öffentlichen Sitzungen der Verbandsversammlung sind allgemein zugänglich, soweit 

der für Zuhörer bestimmte Raum ausreicht. Für die Medien ist stets eine angemessene Zahl 

von Plätzen freizuhalten. Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedürfen der Zustimmung des 

Vorsitzenden und der Gemeinschaftsversammlung; sie sind auf Verlangen eines einzelnen 

Mitglieds hinsichtlich seiner Person zu unterlassen. Ton- und Bildaufnahmen von Bediensteten 

des Zweckverbandes, der Verwaltungsgemeinschaft oder sonstigen Sitzungsteilnehmern sind 

nur mit deren Einwilligung zulässig. 

(3) Zuhörer, welche die Ordnung der Sitzung stören, können durch den Vorsitzenden aus dem 

Sitzungssaal gewiesen werden. 

 

§ 11 Nichtöffentliche Sitzungen 

(1) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:  

1. Personalangelegenheiten in Einzelfällen, 

2. Rechtsgeschäfte in Grundstücksangelegenheiten, 

3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen. 



Außerdem werden in nichtöffentlicher Sitzung behandelt:  

1. Angelegenheiten, deren nichtöffentliche Behandlung im Einzelfall von der Aufsichtsbe-

hörde verfügt ist, 

2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder 

nach der Natur der Sache erforderlich ist. 

(2) Zu nichtöffentlichen Sitzungen können im Einzelfall durch Beschluss Personen, die der 

Verbandsversammlung nicht angehören, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit für 

die Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. Diese Personen sollen 

zur Verschwiegenheit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz verpflichtet werden. 

(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gibt der Verbandsvorsitzende der 

Öffentlichkeit bekannt, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind.  

 

II. Vorbereitung der Sitzungen 

§ 12 Einberufung 

(1) Der Verbandsvorsitzende beruft die Sitzungen der Verbandsversammlung ein, wenn die 

Geschäftslage es erfordert oder wenn ein Drittel der Mitglieder der Verbandsversammlung es 

schriftlich unter Bezeichnung des Beratungsgegenstandes beantragt, mindestens jedoch ein-

mal jährlich (Art. 32 Abs. 1 und 2 KommZG).  

(2) Die Sitzungen finden im Rathaus in Herbstadt statt. In der Einladung kann im Einzelfall 

etwas anderes bestimmt werden. 

 

§ 13 Tagesordnung 

(1) Der Verbandsvorsitzende setzt die Tagesordnung fest. Rechtzeitig eingegangene Anträge 

von Mitgliedern der Verbandsversammlung setzt der Verbandsvorsitzende möglichst auf die 

Tagesordnung der nächsten Sitzung. Ist das nicht möglich, sind die Anträge in jedem Fall in-

nerhalb von 3 Monaten auf die Tagesordnung einer Verbandsversammlung zu setzen. Eine 

materielle Vorprüfung findet nicht statt. 

(2) In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkretisiert zu 

benennen, damit es den Mitgliedern der Verbandsversammlung ermöglicht wird, sich auf die 

Behandlung der jeweiligen Gegenstände vorzubereiten. Das gilt sowohl für öffentliche als auch 

für nichtöffentliche Sitzungen der Verbandsversammlung.  

(3) Die Tagesordnung für öffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der 

Sitzung spätestens am 3. Tag vor der Sitzung ortsüblich bekannt zu machen. Die Tagesord-

nung nichtöffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht. 

(4) Den örtlichen Medien soll die Tagesordnung jeder öffentlichen Sitzung rechtzeitig mitgeteilt 

werden. 

 

 



§ 14 Form und Frist für die Einladung 

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung werden schriftlich unter Beifügung der Tages-

ordnung zu den Sitzungen eingeladen. Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, insbe-

sondere Beschlussvorlagen, beigefügt werden, wenn und soweit das sachdienlich ist und Ge-

sichtspunkte der Vertraulichkeit nicht entgegenstehen. Die weiteren Unterlagen können schrift-

lich oder mit Einverständnis des Mitglieds der Verbandsversammlung in einem technisch indi-

viduell gegen Zugriffe Dritter geschützten Bereich (Ratsinformationssystem) zur Verfügung 

gestellt werden. 

(2) Die Ladungsfrist beträgt 5 Tage; sie kann in dringenden Fällen bis auf 3 Tage verkürzt 

werden. Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung 

der Frist nach Satz 1 Halbsatz 1 nicht mitgerechnet. 

 

§ 15 Anträge 

(1) Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich oder elektronisch zu 

stellen und ausreichend zu begründen. Bei elektronischer Übermittlung sind Geheimhaltungs-

interessen und der Datenschutz zu beachten; schutzwürdige Daten sind durch De-Mail oder 

in verschlüsselter Form zu übermitteln. Anträge sollen spätestens bis zum 3. Tag vor der Sit-

zung beim Verbandsvorsitzenden eingereicht werden. Soweit ein Antrag mit Ausgaben ver-

bunden ist, die im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag ent-

halten. 

(2) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte Anträge 

können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn  

1. die Angelegenheit dringlich ist und die Verbandsversammlung der Behandlung mehr-

heitlich zustimmt oder 

2. sämtliche Mitglieder der Verbandsversammlung anwesend sind und kein Mitglied der 

Behandlung widerspricht.  

(3) Anträge zur Geschäftsordnung oder einfache Sachanträge, z. B. Nichtbefassungsanträge, 

Zurückziehung eines Antrags, Änderungsanträge u.ä., können auch während der Sitzung und 

ohne Beachtung der Form gestellt werden. 

  



III. Sitzungsverlauf 

§ 16 Eröffnung der Sitzung 

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung der Mitglieder 

der Verbandsversammlung sowie die Beschlussfähigkeit fest und erkundigt sich nach Einwän-

den gegen die Tagesordnung.  

(2) Die Niederschrift über die vorangegangene nichtöffentliche Sitzung wird bei den Mitgliedern 

der Verbandsversammlung in Umlauf gesetzt.  

(3) Wenn bis zum Schluss der Sitzung keine Einwendungen erhoben werden, so gilt die Nie-

derschrift als von der Verbandsversammlung genehmigt. 

 

§ 17 Eintritt in die Tagesordnung 

(1) Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten Rei-

henfolge behandelt. Die Reihenfolge kann durch Beschluss geändert werden. 

(2) Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden, so wird dar-

über vorweg unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und entschieden. Wird von vornherein 

zu einer nichtöffentlichen Sitzung eingeladen, gilt die Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung 

als gebilligt, wenn und soweit nicht die Gemeinschaftsversammlung anders entscheidet. 

(3) Der Vorsitzende oder eine von ihm mit der Berichterstattung beauftragte Person trägt den 

Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erläutert ihn. Anstelle des mündli-

chen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden. 

(4) Soweit erforderlich, können auf Anordnung des Vorsitzenden oder auf Beschluss der Ver-

bandsversammlung Sachverständige zugezogen und gutachtlich gehört werden. Entspre-

chendes gilt für sonstige sachkundige Personen. 

 

§ 18 Beratung der Sitzungsgegenstände 

(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverständigen, er-

öffnet der Vorsitzende die Beratung. 

(2) Mitglieder der Verbandsversammlung, die nach den Umständen annehmen müssen, von 

der Beratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen persön-

licher Beteiligung ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung dem Vorsit-

zenden unaufgefordert mitzuteilen. Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte dieser Art wäh-

rend der Beratung erkennbar werden. Das wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossene 

Mitglied hat während der Beratung und Abstimmung seinen Platz am Beratungstisch zu ver-

lassen; es kann bei öffentlicher Sitzung im Zuhörerraum Platz nehmen, bei nichtöffentlicher 

Sitzung verlässt es den Raum.  

(3) Sitzungsteilnehmer dürfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen vom Vorsitzenden erteilt 

wird. Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Bei gleichzeiti-

ger Wortmeldung entscheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. Bei Wortmeldungen „zur 



Geschäftsordnung” ist das Wort außer der Reihe sofort zu erteilen. Zuhörern kann das Wort 

nicht erteilt werden. 

(4) Die Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an die Verbandsversamm-

lung. Die Redebeiträge müssen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt beziehen. 

(5) Während der Beratung über einen Antrag sind nur zulässig:  

1. Anträge zur Geschäftsordnung,  

2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung des zu beratenden 

Antrags. 

Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache selbst 

findet insoweit nicht statt.  

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung vom Vorsitzenden ge-

schlossen. 

(7) Redner, die gegen die vorstehenden Regeln verstoßen, ruft der Vorsitzende zur Ordnung 

und macht sie auf den Verstoß aufmerksam. Bei weiteren Verstößen kann ihnen der Vorsit-

zende das Wort entziehen. 

(8) Mitglieder der Verbandsversammlung, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, kann 

der Vorsitzende mit Zustimmung der Verbandsversammlung von der Sitzung ausschließen. 

Über den Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet die Verbandsversammlung. 

(9) Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und Ordnung im 

Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden können. Eine unterbrochene 

Sitzung ist spätestens am nächsten Tag fortzuführen; einer neuerlichen Einladung hierzu be-

darf es nicht. Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzung unterbrochen 

wurde. Der Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung bekannt. 

 

§ 19 Abstimmung 

(1) Nach Durchführung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf „Schluss der Be-

ratung” schließt der Vorsitzende die Beratung und lässt über den Beratungsgegenstand ab-

stimmen. Er vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der nachstehenden Reihen-

folge abgestimmt:  

1. Anträge zur Geschäftsordnung,  

2. weitergehende Anträge; das sind die Anträge, die voraussichtlich einen größeren Auf-

wand erfordern oder einschneidendere Maßnahmen zum Gegenstand haben, 

3. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der spätere Antrag nicht unter die 

Nrn. 1 oder 2 fällt. 

(3) Grundsätzlich wird über jeden Antrag insgesamt abgestimmt. Über einzelne Teile eines 

Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der Vorsitzende eine Tei-

lung vornimmt. 



(4) Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. Der Vorsitzende formuliert die zur 

Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit „ja” oder „nein” beantwortet werden kann. 

Grundsätzlich wird in der Reihenfolge „ja” – „nein” abgestimmt.  

(5) Beschlüsse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss der 

Verbandsversammlung durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Abstim-

menden gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. Bei Stim-

mengleichheit ist der Antrag abgelehnt; wird dadurch ein ausnahmsweise negativ formulierter 

Antrag abgelehnt, bedeutet dies nicht die Beschlussfassung über das Gegenteil. Kein Mitglied 

der Verbandsversammlung darf sich der Stimme enthalten.  

(6) Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden zu zählen. Das Abstim-

mungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu geben; dabei ist festzustellen, 

ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. 

(7) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die Be-

ratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitglieder, die 

an der Abstimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung einverstanden sind. In einer 

späteren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen ist, ein bereits zur Ab-

stimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt werden, 

wenn neue Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Beratungsge-

genstand ordnungsgemäß auf die Tagesordnung gesetzt wurde.  

 

§ 20 Anfragen 

Die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung können in jeder Sitzung nach Erledigung der 

Tagesordnung an den Vorsitzenden Anfragen über solche Gegenstände richten, die in die 

Zuständigkeit der Gemeinschaftsversammlung fallen und nicht auf der Tagesordnung stehen. 

Nach Möglichkeit sollen solche Anfragen sofort durch den Vorsitzenden oder anwesende Be-

dienstete beantwortet werden. Ist das nicht möglich, so werden sie in der nächsten Sitzung 

oder schriftlich beantwortet. Eine Aussprache über Anfragen findet in der Sitzung grundsätzlich 

nicht statt. 

 

§ 21 Wahlen 

Wahlen werden in geheimer Abstimmung vorgenommen. Für geheime Abstimmungen wer-

den Stimmzettel mit zweckentsprechenden Stimmwerten ausgeteilt, die verdeckt abzugeben 

sind.  

  



 

§ 22 Sitzungsniederschrift 

(1) Über die Sitzungen der Verbandsversammlung werden Niederschriften gefertigt, deren In-

halt sich nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet. Die Niederschriften werden getrennt nach öffentlichen 

und nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten geführt.  

(2) Ist ein Mitglied der Verbandsversammlung bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist 

dies in der Niederschrift besonders zu vermerken. Jedes Mitglied kann verlangen, dass in der 

Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat.  

(3) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen und von der 

Verbandsversammlung zu genehmigen. 

(4) Neben der Niederschrift werden Anwesenheitslisten geführt. 

 

§ 23 Bekanntmachungen 

(1) Satzungen und Verordnungen werden durch Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkrei-

ses/des Landratsamtes amtlich bekannt gemacht. 

(2) Wird eine Satzung oder Verordnung ausnahmsweise aus wichtigem Grund auf eine andere 

in Art. 26 Abs. 2 GO bezeichnete Art amtlich bekannt gemacht, so wird hierauf im Amtsblatt 

des Landkreises/des Landratsamtes hingewiesen. 

 

§ 24 Änderungen der Geschäftsordnung 

Vorstehende Geschäftsordnung kann durch Beschluss der Verbandsversammlung geändert 

werden.  

 

§ 25 Verteilen der Geschäftsordnung 

Den Verbandsräten ist ein Exemplar der geltenden Geschäftsordnung auszuhändigen. 

  



 

§ 26 Inkrafttreten 

(1) Diese Geschäftsordnung tritt am 08.07.2014 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die Geschäftsordnung vom 14.08.2008 sowie die 1. Änderung vom 

13.04.2010 außer Kraft.  

 

Bad Königshofen, 08.07.2014  

Zweckverband zur Wasserversorgung Bad Königshofen Gruppe Nord 

 

 

 

Georg Rath 

Verbandsvorsitzender  


